
  Anlage 2 

Verordnung der Stadt Schwabach über das Wasserschutzgebiet in der Stadt Schwabach 
und der Gemeinde Rohr (Landkreis Roth) zum Schutz der Brunnen 1a, 2a und 14 für die 
öffentliche Wasserversorgung der Stadtwerke Schwabach GmbH für die Stadt Schwab-
ach 

(WSGV Schwabachgrund / Mitte) 
 

vom ………. 
 
Die Stadt Schwabach erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Gesetzes 
zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetztes - WHG) i. d. F. der Bekannt-
machung vom 31.07.2009 (BGBl I S.2585), zuletzt geändert durch Art.1 des Gesetzes vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) i. V. mit § 49 Abs. 5 und Anlage 7 Nr. 8.4 der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 
905), zuletzt geändert durch Art. 256 Elfte ZuständigkeitsanpassungsVO vom 19.06.2020 
(BGBl I S. 1328), i.V. mit § 11 Nr. 4 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 
(GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch § 14a der Verordnung vom 2. Februar 2021 
(GVBl. S. 26) geändert worden ist, Art. 63 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 25.02.2010 (GVBl S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geän-
dert durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737), folgende 
 
 

Verordnung 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für die Stadt Schwabach durch die 
Stadtwerke Schwabach GmbH, Ansbacher Straße 14, 91126 Schwabach wird in der 
Stadt Schwabach und der Gemeinde Rohr (Landkreis Roth) das in § 2 näher umschrie-
bene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen 
nach §§ 3 bis 8 erlassen. 

 
 

§ 2 
Schutzgebiet 

 
(1) das Schutzgebiet besteht aus 

 

3 Fassungsbereichen, 
1 engeren Schutzzone, 
1 weiteren Schutzzone. 
 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem im An-
hang (Anlage 1) veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue Grenzziehung 
ist ein Lageplan im Maßstab 1: 2.500 maßgebend, der bei der Stadt Schwabach nie-
dergelegt ist; er kann dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue 
Grenze der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze 
oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet, auf der kennzeichnen-
den Linie. 

 
(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen 

Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 
 



(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere Schutzzone und die wei-
tere Schutzzone sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich 
gemacht. 

 
 

§ 3 
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 

 
(1) Es sind 
 
  in der weiteren 

Schutzzone 
in der engeren  

Schutzzone 
 entspricht Zone III II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach 
Nr. 2 bis 5 zugelassenen Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Verände-
rungen der Erdoberfläche, 
auch wenn Grundwasser 
nicht aufgedeckt wird, vor-
zunehmen oder zu erwei-
tern; insbesondere Fischtei-
che, Kies-, Sand- und Ton-
gruben, Steinbrüche, Über-
tagebergbau und Torfstiche 

nur zulässig wie in 
Zone II sowie im unmit-
telbaren Zusammen-
hang mit den nach Nr. 
2 bis 5 zulässigen Maß-
nahmen, soweit die 
Estherienschichten 
nicht verletzt werden 
(max. jedoch bis 10 m 
u. GOK) 

verboten, 
ausgenommen Bo-
denbearbeitung, im 
Rahmen der ord-
nungsgemäßen 
land- und forstwirt-
schaftlichen Nut-
zung 

1.2 Wiederverfüllung von Erd-
aufschlüssen, Baugruben 
und Leitungsgräben sowie 
Geländeauffüllungen 

nur zulässig im Zuge 
von Baumaßnahmen 
mit dem ursprünglichen 
Erdaushub oder natürli-
chem unbedenklichem 
Bodenmaterial unter 
Beachtung der boden-
schutzrechtlichen Vor-
schriften und Regel-
werke 

verboten 

1.3 Leitungen verlegen oder er-
neuern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 
und 6.10) 

--- verboten 

1.4 Durchführung von Bohrun-
gen 

nur zulässig für Boden-
untersuchungen und 
Baugrundeingriffe, so-
weit die Estherien-
schichten nicht verletzt 
werden (max. jedoch 
bis 10 m u. GOK) 

nur zulässig für Bo-
denuntersuchun-
gen und Baugrund-
eingriffe bis zu 1 m 
Tiefe 

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnel-
bauten verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1) 
2.1 Rohrleitungsanlagen zum 

Befördern von wasserge-
fährdenden Stoffen zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
2.2 Anlagen nach § 62 WHG 

zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen zu er-
richten oder zu erweitern 

nur zulässig entspre-
chend Anlage 2, Ziffer 
2 für Anlagen, wie sie 
im Rahmen von Haus-
halt und Landwirtschaft 
(max. 1 Jahresbedarf) 
üblich sind, nach An-
zeige bei der Stadt 
Schwabach 

verboten 

2.3 Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen nach § 62 
WHG außerhalb von Anla-
gen nach Nr. 2.2 (siehe An-
lage 2, Ziffer 3) 

nur zulässig für die 
kurzfristige (wenige 
Tage) Lagerung von 
Stoffen bis Wasserge-
fährdungsklasse 2 in 
dafür geeigneten, dich-
ten Transportbehältern 
bis zu je 50 Liter 

verboten 

2.4 Biogasanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 
 

verboten 

2.5 Abfall i. S. d. Abfallgesetze 
und bergbauliche Rück-
stände abzulagern (Die Be-
handlung und Lagerung von 
Abfällen fällt unter Nr. 2.2 
und Nr. 2.3) 

verboten 

2.6 Genehmigungspflichtiger 
Umgang mit radioaktiven 
Stoffen im Sinne des Atom-
gesetzes und der Strahlen-
schutzverordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 
3.1 Abwasserbehandlungsanla-

gen zu errichten oder zu er-
weitern einschließlich Klein-
kläranlagen  

nur Kleinkläranlagen 
mit biologischer Reini-
gungsstufe für beste-
hende bauliche Anla-
gen zulässig, wenn die 
Dichtheit und Standsi-
cherheit durch geeig-
nete Konzeption, Bau-
ausführung und Bauab-
nahme sichergestellt ist 

verboten 

3.2 Regen- oder Mischwasser-
entlastungsbauwerke zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
3.3 Trockenaborte  nur zulässig, wenn 

diese nur vorüberge-
hend aufgestellt wer-
den und mit dichtem 
Behälter ausgestattet 
sind 

verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser  verboten, 
ausgenommen gerei-
nigtes Abwasser aus 
dem Ablauf von eige-
nen Kleinkläranlagen 
zusammen mit Gülle o-
der Jauche zur land-
wirtschaftlichen Ver-
wertung 

verboten 

3.5 Anlagen zum gezielten Ein-
leiten von gereinigtem kom-
munalem, häuslichem oder 
gewerblichem Abwasser ins 
Grundwasser (Versickern) 
zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

3.6 Anlagen zum gezielten Ein-
leiten von gesammeltem 
Niederschlagswasser, ein-
schließlich Regenklär- und 
Regenrückhaltebecken, zu 
errichten oder zu erweitern 

nur zulässig bei ausrei-
chender Reinigung 
durch flächenhafte Ver-
sickerung über den be-
wachsenen Oberboden 
oder gleichwertige Fil-
teranlage 

verboten 

3.7 Abwasserleitungen und zu-
gehörige Anlagen zu errich-
ten oder zu erweitern 
 
Hinweis: 
Betreiben s. Nr. 3.8 

nur zulässig für Frei-
spiegel- oder Unter-
druckleitungen zum Ab-
leiten des im Wasser-
schutzgebiet anfallen-
den Abwassers, wenn 
der schadensfreie Zu-
stand der Entwässe-
rungsanlagen vor Inbe-
triebnahme durch 
Dichtheitsprüfung, bei 
Freispiegelanlagen zu-
sätzlich durch einge-
hende Sichtprüfung, 
nach den Regeln der 
Technik nachgewiesen 
wird 

verboten 

3.8 Abwasseranlagen sowie 
Grundstücksentwässe-
rungsanlagen einschließlich 
Kleinkläranlagen zu betrei-
ben 

nur zulässig unter Nachweis der Prüfung gem. 
Anlage 2 Ziffer 4 gegenüber der Stadt Schwab-
ach 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, 

sonstigen Handlungen 
4.1 Straßen, Wege und sons-

tige Verkehrsflächen zu er-
richten oder zu erweitern 

nur zulässig für 
- klassifizierte Straßen, 

wenn die „Richtlinien 
für bautechnische 
Maßnahmen an Stra-
ßen in Wasserschutz-
gebieten (RiStWag)“ 
in der jeweils gelten-
den Fassung beach-
tet werden 

- sonstige Straßen so-
wie sonstige Ver-
kehrsflächen unter 
Berücksichtigung von 
Nrn. 3.6, 3.7 und 3.8 

- sonstige Wege wie in 
Zone II 

nur zulässig für öf-
fentliche Rad-, 
Feld- und Wald-
wege, beschränkt-
öffentliche Wege, 
Eigentümer- und 
Privatwege, ohne 
Geländeeinschnitte 
und bei breitflächi-
gem Versickern 
des ungesammelt 
abfließenden Nie-
derschlagswassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu er-
richten oder zu erweitern verboten 

4.3 wassergefährdende aus-
waschbare oder auslaug-
bare Materialien (z. B. 
Schlacke, Teer, Imprägnier-
mittel u. ä.) zum Straßen-, 
Wege-, Eisenbahn- oder 
Wasserbau zu verwenden 

verboten 

4.4 Baustelleneinrichtungen, 
Baustofflager zu errichten 
oder zu erweitern 

--- verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze ein-
zurichten oder zu erweitern; 
Camping aller Art 

nur zulässig mit ord-
nungsgemäßer Abwas-
serentsorgung über 
eine dichte Sammelent-
wässerung unter Be-
achtung von Nrn. 3.7 
und 3.8 

verboten 

4.6 Sportanlagen zu errichten 
oder zu erweitern 

- nur zulässig mit ord-
nungsgemäßer Ab-
wasserentsorgung 
über eine dichte Sam-
melentwässerung un-
ter Beachtung von 
Nrn. 3.7 und 3.8 

- verboten für Tontau-
benschießanlagen 
und Motorsportanla-
gen 

verboten 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
4.7 Großveranstaltungen durch-

zuführen 
- nur zulässig mit ord-

nungsgemäßer Ab-
wasserentsorgung  

- verboten für Gelände-
motorsport 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder 
zu erweitern verboten 

4.9 Flugplätze einschl.  
Sicherheitsflächen, Notab-
wurfplätze, militärische An-
lagen und Übungsplätze zu 
errichten oder zu erweitern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durch-
zuführen 

nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zu-
lässig 

4.11 Kleingartenanlagen zu er-
richten oder zu erweitern 
 
 

--- verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf Freiland-
flächen, die nicht land-, 
forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzt werden 
(z.B. Verkehrswege, Rasen-
flächen, Friedhöfe, Sportan-
lagen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdün-
gern 

nur zulässig bei stand-
ort- und bedarfsgerech-
ter Düngung 

nur standort- und 
bedarfsgerechte 
Düngung mit Mine-
raldünger zulässig 

4.14 Beregnung von öffentlichen 
Grünanlagen, Rasensport- 
und Golfplätzen 

--- verboten 

5. bei baulichen Anlagen 
5.1 bauliche Anlagen zu errich-

ten oder zu erweitern  
nur zulässig, wenn kein 
häusliches oder ge-
werbliches Abwasser 
anfällt oder wenn in 
eine dichte Sammelent-
wässerung eingeleitet 
wird unter Beachtung 
von Nrn. 3.6, 3.7 und 
3.8 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Bauge-
biete  

verboten, 
ausgenommen bereits 
eingeleitete Verfahren 
sowie die Entwicklung 
von Bebauungsplänen 
aus wirksamen Flä-
chennutzungsplänen 

verboten 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
5.3 Stallungen zu errichten oder 

zu erweitern 1 
nur zulässig entspre-
chend Anlage 2 Ziffer 5 verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle, 
Silagesickersaft (JGS-
Anlagen) zu errichten  
oder zu erweitern 1 

nur zulässig mit Lecka-
geerkennung oder 
gleichwertiger Kontroll-
möglichkeit der gesam-
ten Anlage einschließ-
lich Zuleitungen (nach 
Maßgabe der Anlage 2, 
Ziffer 5) 

verboten 

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gär-
futterbereitung zu errichten 
oder zu erweitern 1 

nur zulässig mit Auf-
fangbehälter für Sila-
gesickersaft 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächen-
nutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, 
Festmist, Gärresten von ab-
fallfreiem Substrat aus Bio-
gasanlagen  

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 
verboten 

6.2 Düngen mit sonstigen orga-
nischen und mineralischen 
Stickstoffdüngern (ohne Nr. 
6.3)  

nur zulässig unter Einhaltung der aktuellen fach-
lichen und rechtlichen Regeln (z.B. Düngever-
ordnung) 

6.3 Ausbringen oder Lagern 
von Klärschlamm, klär-
schlammhaltigen Düngemit-
teln, Fäkalschlamm oder 
Gärsubstrat bzw. Kompost 
aus zentralen Bioabfallanla-
gen 

verboten, 
ausgenommen  
- Kompost mit RAL-

Prüfzeugnis „geeignet 
für WSZ III“ 

- aus der Eigenkompos-
tierung in Hausgärten 

verboten 

6.4 Lagern von Festmist, Se-
kundärrohstoffdünger oder 
Mineraldünger auf unbefes-
tigten Flächen 

verboten, 
ausgenommen 
Kalkdünger; Mineral-
dünger und Schwarz-
kalk nur zulässig, so-
fern gegen Nieder-
schlag dicht abgedeckt 

verboten 

6.5 Gärfutterlagerung außer-
halb von ortsfesten Anlagen  

nur zulässig in allseitig 
dichten Foliensilos bei 
Siliergut ohne Gärsaf-
terwartung sowie Bal-
lensilage 

verboten 

6.6 Beweidung, Freiland-, Kop-
pel- und Pferchtierhaltung --- verboten 

6.7 Wildfutterplätze und Wild-
gatter zu errichten --- verboten 

6.8 Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln aus Luftfahr-
zeugen oder zur Boden-
entseuchung 

nur zulässig nach be-
hördlicher Freigabe verboten 



  in der weiteren 
Schutzzone 

in der engeren  
Schutzzone 

 entspricht Zone III II 
6.9 Beregnung landwirtschaft-

lich oder gärtnerisch ge-
nutzter Flächen 

--- verboten 

6.10 landwirtschaftliche Dräne 
und zugehörige Vorflutgrä-
ben anzulegen oder zu än-
dern 

nur zulässig soweit die 
Estherienschichten 
nicht verletzt werden 
(bis max. 10 m u. GOK) 
und mit vorheriger was-
serrechtlicher Geneh-
migung 

nur zulässig für In-
standsetzungs- und 
Pflegemaßnahmen 

6.11 besondere Nutzungen im 
Sinne von Anlage 2, Ziffer 6 
neu anzulegen oder zu er-
weitern 

nur Gewächshäuser mit 
geschlossenem Ent-
wässerungssystem zu-
lässig 

verboten 

6.12 Kahlschlag größer als  
2.000 m2 oder eine in der 
Wirkung gleichkommende 
Maßnahme (siehe Anlage 
2, Ziffer 7) 

verboten, 
ausgenommen nach vorheriger Anzeige bei Ka-
lamitäten 

6.13 Rodung 
(siehe Anlage 2, Ziffer 7) verboten 

6.14 Nasskonservierung von 
Rundholz verboten 

1  Bezüglich der Grundanforderungen wird auf Anlage 7 „Anforderungen an JGS-Anlagen“ der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden „Technischen 
Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS) JGS-Anlagen“, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen 
Fassung hingewiesen, die nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u.a. Leckageerkennung) und zu 
Betrieb und Überwachung enthalten; auf aktuellen Stand gemäß AwSV ist zu achten. 

 
(2) In den Fassungsbereichen (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgeführte 

Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der Was-
sergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversor-
gung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

 
(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 

3.6 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung des 
Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, o-
der der von ihm Beauftragten. 

 
 

§ 4 
Befreiungen 

 
(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Verboten, Beschränkungen und Handlungspflich-

ten des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG. 
 

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Ne-
benbestimmungen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 

 
(3) Im Falle des Widerrufs kann die jeweils zuständige Kreisverwaltungsbehörde (Stadt 

Schwabach bzw. Landratsamt Roth) vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der 



frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbeson-
dere der Schutz der Wasserversorgung erfordert.  

 
 

§ 5 
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 

 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzge-

biets haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder 
Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung der jeweils zuständigen Kreisver-
waltungsbehörde (Stadt Schwabach bzw. Landratsamt Roth) zu dulden, sofern sie nicht 
schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu 
ändern. 
 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

 
 

§ 6 
Kennzeichnung des Schutzgebietes 

 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebie-
tes haben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen 
durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 

 
 

§ 7 
Kontrollmaßnahmen 

 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebie-

tes haben Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und 
Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte der jeweils zuständigen Kreisverwaltungsbe-
hörde (Stadt Schwabach bzw. Landratsamt Roth) zur Kontrolle der Einhaltung der Vor-
schriften dieser Verordnung zu dulden. 
 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die 
hierzu notwendigen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch 
Beauftragte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung 
geschützt ist, oder der Stadt Schwabach bzw. des Landratsamtes Roth zu dulden. 
 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der öffent-
lichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Be-
auftragten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Verord-
nung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigenüber-
wachungsverordnung – EÜV) in der jeweils geltenden Fassung zu gestatten, die hierzu 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen zu er-
möglichen. 

 
  



 
§ 8 

Entschädigung und Ausgleich 
 
(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung 

das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht durch eine Befrei-
ung nach § 4 oder andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist 
über die Fälle des § 5 Abs. 2 hinaus nach den § 52 Abs. 4 i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und 
Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

 
(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung 

erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung beschränken oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder forst-
wirtschaftlicher Betriebsanlagen nach Maßgabe des Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG zur Folge 
haben, ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener fi-
nanzieller Ausgleich nach Art. 32 i.V.m. Art. 57 BayWG zu leisten. Die Höhe ergibt sich 
aus den zum Erreichen des Schutzzwecks tatsächlich erforderlichen Einschränkungen  
oder Mehraufwendungen. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs. 2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwiderhandelt, 
2. eine im Wege einer Befreiung nach § 4 zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit 

der Befreiung verbundenen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen. 
3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 und 7 nicht duldet. 

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Verordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten § 2 Nr. 1.1, 2.1, 3.1 und 4.1 der Verordnung der Stadt Schwabach über 

das Wasserschutzgebiet in der Stadt Schwabach und den Gemarkungen Gustenfelden, 
Kammerstein und Ottersdorf (Landkreis Roth) für die öffentliche Wasserversorgung der 
Stadt Schwabach vom 02.01.1978 (Amtsblatt der Stadt Schwabach Nr. 2 vom 
13.01.1978), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11.12.2001 (Amtsblatt der Stadt 
Schwabach Nr. 54 vom 22.12.2001) außer Kraft. 

 
 
Schwabach, den  
Stadt Schwabach 
 
 
 
Peter Reiß 
Oberbürgermeister 

  



Anlage 1

Lageplan WSG Schwabachgrund/Mitte 



Anlage 2 
 
Erläuterungen und Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 
 
 
1.  Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
 

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ in der jeweils aktuellen 
Fassung zu beachten.  

 
 
2.  Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 2.2) 
 

Errichtung und Erweiterung in der Weiteren Schutzzone für Anlagen nach Ziffer 2.2 sind 
nur zulässig: 
 

1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdi-
sche Anlagen für aufschwimmende flüssige Stoffe (z. B. biogene Öle wie Rapsöl) ge-
mäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern 
sie nicht doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind; 
der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen vorhandene Volumen wasserge-
fährdender Stoffe aufnehmen können, 

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen für 
aufschwimmende flüssige Stoffe (z. B. biogene Öle wie Rapsöl) gemäß § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 7 AwSV, die doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind, 

3. oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, ent-
sprechend den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV.  

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV sowie die 
Prüffristen gemäß Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren Schutzzone (Zo-
nen III) und in der engeren Schutzzone (Zone II), auch für bereits bestehende Anlagen.  
 
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder 
Wertstoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur 
regelmäßigen Abholung (z.B. Mülltonnen) werden keine weitergehenden Anforderungen 
gestellt. 

 
 
3.  Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 
 

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln etc. nach den Maßgaben der  

Nr. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.4 und 6.5, 
- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen für Fahrzeuge und Maschinen, 
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 

 
 

  



4.  Betreiben von Abwasseranlagen sowie Grundstücksentwässerungsanlagen ein-
schließlich Kleinkläranlagen (zu 3.8) 

 
 Tabelle 1: Einzuhaltende Prüffristen 
 

 
  

Behandlungsanlagen/ 
Leitungstyp 

Prüfungsintervalle/Prüfungsart 
Weitere Schutzzone III Engere Schutzzone II 

Abwasserbehandlungsanlagen 
(einschl. Kleinkläranlagen), 
Mischwasserentlastungsbau-
werke, Regenklär- und Rückhal-
tebecken 

Dichtheitsprüfung  
alle 10 Jahre 

Dichtheitsprüfung 
alle 3 Jahre* 

kommunale Abwasserleitungen  
und Schächte 

eingehende Sichtprüfung  
alle 5 Jahre, 

Dichtheitsprüfung  
alle 10 Jahre** 

Dichtheitsprüfung 
alle 3 Jahre* 

private Abwasseranlagen: 

Dichtheitsprüfung 
alle 5 Jahre 

Dichtheitsprüfung 
alle 3 Jahre 

Behandlungsanlagen für  
gewerbl. Abwasser, Abwasser-
leitungen und Schächte  
vor einer Behandlungsanlage 
Abwasserleitungen und 
Schächte für gewerbl. Abwas-
ser nach einer Behandlungs-
anlage 

eingehende Sichtprüfung 
alle 10 Jahre*** 

Dichtheitsprüfung 
alle 5 Jahre 

Abwasserleitungen und 
Schächte für häusliches Ab-
wasser 

eingehende Sichtprüfung 
alle 10 Jahre*** 

Dichtheitsprüfung 
alle 5 Jahre 

für Druckleitungen gelten grundsätzlich halbierte Prüffristen 
Nachweis der erstmaligen Prüfung nach Erlass dieser Verordnung innerhalb von 2 Jahren 
*  Änderungsanträge können im Rahmen einer Befreiung befürwortet werden, wenn kein „sehr hohes“ Gefähr-

dungspotential vorliegt. Die Beurteilung des Gefährdungspotentials gem. LfU-Merkblatt 4.3/16 durch ein 
hydrogeologisches Fachbüro ist vom Betreiber zu beauftragen und die Einstufung zusammen mit einem Vor-
schlag für die Verlängerung des Prüfintervalls der KVB vorzulegen. 

** Nach der ersten bestandenen Dichtheitsprüfung kann im Einvernehmen mit der Überwachungsbehörde die-
ses Intervall auf 20 Jahre verlängert werden. 

***Sofern nach der ersten bestandenen wiederkehrenden Prüfung keine baulichen oder verkehrstechnischen 
Änderungen mit Auswirkungen auf die Entwässerungsanlage (statisch/dynamisch) erfolgt sind und die ab-
wassertechnische Belastung nicht verändert wurde, kann im Einvernehmen mit der Überwachungsbehörde 
dieses Intervall ggf. verlängert werden. 



 
5.  Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und 5.4) 
 

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 für Anlagen nur Bauprodukte, Bauar-
ten oder Bausätze verwendet werden für die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeits-
nachweise unter Berücksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen.  
 
JGS-Lageranlagen für flüssige, allgemein wassergefährdende Stoffe dürfen unabhängig 
vom Gesamtvolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben 
werden. 
Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind flüssig-
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Riss-
breite 0,2 mm) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kon-
trollieren. 
 
Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu glie-
dern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung 
des laufenden Betriebes reparierbar sind. 
 
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu glie-
dern, dass eine Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des laufenden 
Betriebes möglich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausrei-
chende Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden.  
 
Die Dichtheit von Gülle- bzw. Jauchebehältern sowie der Fugenbereiche von Gülle- bzw. 
Jauchekanälen ist mittels Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigenüberwa-
chung mindestens vierteljährlich zu kontrollieren; eine jährliche Fremdüberwachung ist 
zu ermöglichen. Für das Leckageerkennungssystem ist ein bauaufsichtlicher Verwend-
barkeitsnachweis erforderlich (z.B. DIBt-Zulassung Z-59.26). Die besonderen Bestim-
mungen der Zulassung sind zu beachten. 
 
Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wänden dauerhaft 
dicht auszuführen z.B. mit Fugenbänder oder -bleche. 
 
Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das 
DWA-Arbeitsblatt A 792, sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der Anla-
gen darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den 
ordnungsgemäßen Zustand der Anlagen einschließlich der Rohrleitungen vor Inbetrieb-
nahme, nach einer Erweiterung (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen Sachver-
ständigen nach AwSV prüfen zu lassen. 
 
Die Planunterlagen sind zur frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach Art. 
32 Satz 1 Nr. 2 BayWG dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn 
der Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde und dem Wasserversorgungsunter-
nehmen 14 Tage vorher anzuzeigen. 
 
Für im Schutzgebiet bereits bestehende JGS-Anlagen gelten die Anforderungen der Zif-
fer 10 des DWA-Arbeitsblattes A 792 unabhängig von dem Anlagenvolumen hinsichtlich 
der Dichtheitsprüfung, sofern kein Leckageerkennung vorhanden ist. 

 
Die Prüfintervalle betragen: 
- Weitere Schutzzone III: 5 Jahre 

 
 
 



6.  Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und  
 gärtnerische Nutzungen (zu Nr. 6.11): 
 

 Weinbau 
 Beerenanbau 
 Hopfenanbau 
 Tabakanbau 
 Gemüseanbau 
 Zierpflanzenanbau 
 Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
 
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Ver-
legung im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichblei-
bender Größe der Anbaufläche. 

 
 
7.  Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende Maßnahmen  
 (zu Nr. 6.12, 6.13) 
 

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle aufstockenden Bäume in ei-
nem oder in wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne 
dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher 
durch die Hiebsmaßnahme auf der Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen. 

 
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist eine Lichthauung, bei der nur 
noch vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls Freiflä-
chenbedingungen entstehen. 

 
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder mehrere benachbarte Waldbesit-
zer Hiebe durchführen, die in der Summe zu den o.g. Freiflächenbedingungen führen.  

 
Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer Waldbesitzer auf räumlich ge-
trennten Teilflächen zulässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verordnung le-
diglich in der Summe überschreiten.  

 
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlings-
befall zu verstehen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller geschädigten 
Bäume und daher u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist.  

 


